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1 ~ - 2. Jahrgang

WIESBADEN, den

1TTE1LUNG kü̂ ^
Jan . Die Engländer überreichte» de«
in der darauf hingewiesen wird, daß die

*♦**■» v»r ireut « ciiunmia ge,a«isfenen Vlnrichtungen werden sich
znm erstenmal zu bc-währen haben. Ter erste Reichstag der dein
scheu Republik, der erste vom ganzen Volk zu erwählende Reichs
Präsident ist zu wählen. Vielleicht werden wir auch schon in die
>em Jahre den ersten direkten Volksentscheid in der (Gesetzgebung
erleben. Das Gesetz über die Betriebsräte soll sofort nach dem
Zu,ammentritl der Nationalversammlung verabschiedet werden,
oam, werden alsbald auch überall die Betriebsräte zu wählensein.

Gegenüber den nach men schlichein Erniesscil sicheren Ereig
mffen des kommenden Jahres steht die ungeheure Masse der ganz
unbestiinn-oaren Möglichkeiten. Das einzige, das nran von ihnen
heute lafon mit ziemlicher Gewißheit sagen kann, ist, daß sie samt
uw J-Dn .^Usger erfreulicher Natur sind. Das gilt sowohl

^ ^ ^ ^enderauswärtigen wie der inneren Politik,
und dre allgemeine Richt,chnur wird nach wie vor der Grundsatz
bleiben, wenigstens das Schlimmste zu vermeiden.

ES muß das Ziel der deutschen Alzslanvspolitik sein, neue
irrisen zu vermeiden. D̂ie Ungunst der internationalen Lage wird

DVMSsllMlle"
Die .Herstellung der Zeitungen hat sich während der letzten

Monate in einem Maße vertenerl, wie es nie vorausgesehen
werden konnte. Weitere große Preissteigerungen der Roh¬
materialien stehen, ebenso wie eine abermalige Erhöhung der
Teuerungszulagen bevor. Soll das Zeitungsgewerbe nicht
zugrunde gehen und soll die Presse überhaupt noch ihren öffent¬
lichen Michten Nachkommen, so muß das gestörte Verhältnis
zwischen Ausgaben und Einnahmen der Zeitungen neuerdings
ausgeglichen werden. Nach eingehenden Beratungen sind
Verlag und Pressekommisszon zu der Ueberzeugung gekommen,
daß erne durchgreifende und allgemeine Erhöhung der Bezugs¬
und Anzoigenprerse nicht zu umgehen ist, tvenn die verteuerten
Herstellungskosten wenigst ms teilweise ausgeglichen werden
sollen. Der Bezugspreis der „Volksstimme- stellt sich ab

Januar aus 2.50 Mk. frei las Haus . Davon erhält der
Träger 50 Pfg . Bringerlohn. Die siebengespaltene Anzeige

^ a*!Te ^, auirn' aber fle  wird 'nicht ewig!kostet für Eiicheimische°6<1 Pfg , sich' AuswÄtigê SO'Vka'
^ °bren. und erst wenn eine Wendung zum Bessern eingetreten ist ' '
ÄTS * ftieWi<he  Revision des Friedensoertrag'es zu

Zierde ? « 77 !^ ! ma* & &er in,,€ren  P - litik droht, ist e.n
Ä l l i o n. Ihn zu verhindern, können sich alle

IfxUn+ iH* n!^  8?nufl regen. Die Zukunft des deutschen Volkes
.̂ ^ d îvon ab, dav cs seine neuen republikanischdenwkratischen
^www ^ ENJ-nangetastct durch die ersten, schwersten Jahre fm,-
(sSnmrnpS1* înen Sieg der Reaktion zu verhindern, der alles
Aiwonnene wieder zerstören würde, bedarf es der klarsten voll.
kläffe" GlüEch^ î testen Selbstbeherrschungder ArbeiterJzL i' u2CTW«Ii< icheott die Erkenntnis vorzudringen, daß

b̂ ' die Republik gewaltsam anzutasten.
LLL .' 2N ? 2 !!WLZK8 . « r »u- - u, W «„

anWir haben die Hoffnung, daß unsere Parteigenossen ...
dieser durchaus notwendigen Verteuerung keinen Anstoß noh
men und im Interesse unserer Zeitung auch das Opfer der
Erhöhung gerne bringen werden.

Die PreffeKomslissiou Der Verlag

heil lauern, um über die Republik herzusallen Die aan,e Arb-lter
o» Schn» ber Einsicht festigen und einigem daß
->er Ochutz der Republik ihre nächste politische Aufgabe ist.

Die schwere Ungunst der wirtschaftlichen Verhältnisse droht!
:oen klaren Blick der Arbeiterklasse immer wieder zu trüben Leider
!konnen wir ^ bamit  rechnen, daß das beginne,we
entscheidende Besserung auf diesem Gebiet Jahr cme

schwerste liegt vielleicht"imm'er' noch"niHinte r̂ '^ s" sm,d?rn nock
s Um s° wehr muß die Arbeiterklasse ihren Willen stählem

fomttlf was will, unerschütterlich
hnkämpfe, die angesichts der immer noch fort-
wertung des Geldes unvermeidlich sein werden

büß das Wirtschaftsganze möglichst
w-ch, die neuen politischen Einrichtungen nachErschütterungenbewahrt bleiben. ^

und gefahrenreichesJahr , dessen
rrllrff 1 ^ nöe"- Das beste, was es bringen kann,

uns lastenden Druckes, eine
S ' L ^ ulast des FriederisvertragesFefngung unserer freiheitlichen

Schritt ,n der Richtrmg zu den Zielen
.lrbeiten und nicht verzweifeln*

werden wird. Die Zeremonie« der Motokolluntelzeichnung
und des Austausches der Ratifika1i»nsurkunden werden am
?• Januar stattfinden, sodaß nach der Wiederherstellung
des rzriedensvertrages die französischen diplomati¬
schen Vertreter  ihre Posten in Deutschland antretenkonnten.

Sie letzte Stmde vor dem Sriede»
Der Friede«um6. Zamar gesichert?—Abtiefervng der

Alliierten trat heute
Cambon  zufam-

ves

Pari  s, 31. Dez. Der Oberste Rat der
morgen unter den, Vorsitze von Jules
men und hörte Dutafta  au , der über seine Unterredung mir
Herrn v. Lersner  Bericht erstattete, sowie General Lerend,
der über die Verhandlungen zwischen den alliierten Vertretern
und der von Simson  präsidierte » Delegation berichtete. DerRat beschloß,

daß alle Maßnahmen bezüglich des Inkrafttretens
Jriedcnsvertrages vor dem 6. Januar,

dem Tage, der für den Austausch der Ratifikationen in AuS
sicht genommen ist, getroffen werden müssen. Der Rat beschloß
ferner daß der » chntz der Angehörigen der Gebiete, in denen
Volksabstimmungen  vorgenommen werden sollen, im
Auslände derjenigen Macht zufällt, d ren Vertreter die « vstial
mungskvmmission des betreffenden Gebietes präsidiert. Der
Rat entschied, daß der Unterhalt der Besatzungstrrippeu in den
Abft.n.mungSgebieten eder an der Besetzung teilnehmenden
Macht obliegt. Die Rückerstattung der Kosten soll durch die
Macht erfolgen, der das Abstimmungsgebiet zugesprochen wird.
Sofort nach Inkrafttreten des FrledenövertrageS soll die
deutsche Regierung die 192 000 Tonnen Schwimmdocks ablie-
sier», zu deren unverzüglicher Ablieferung sie sich verpflichtet hat.
Der Rest des abzulieserndcu Materials ist innerhalb einer Fristvon 38 Monaten nbzuliefern.

Friedensschlllh Sicht vor dem 12. Zamiar?
^ Mz. Paris , 2. Jan . Der .Petit Parisien- macht Andeutungen,
f ' - Au stau ich der Ratisikalionsurtunden und damit die Her-

DiederemfShrmlg der Goldzöüe
. l n , 30. Dez. In zwei Noten vom 22. und 23.
>tt er Oberste Rat in Paris der sofortigen Er-
»lvzollen zugestimmt. Deutschland ist ermächtigt,!

m der Höhe zu erheben, als die jeweilige
i g der Reichsmark gegenüber dem Dollar de-
müffen die Borkiiegsgoldfätze zur Anwenduna , t u s4_ t - - - —v -»»».

?iT£*7  SÄ “ Ä
,m Benehmen mit ihr festMsetzen. Die Einrich- 1 Dir vielen strittigen juristischrn Gesichtspuntte'könnten

geregelt werden, auch solche, die die Ueberleitung der
Verwaltung m den Abstimmungsgebieten bezwecken.

Ei«Dementi für Misisier Gothek«
\ 'Tan . -Die vom . Mali,, - wiedergegevene

MMerlung eines Berliner Korrespondenten, wonach der frühere
Reichsminlster Gothein  geäußert haben soll, daß, salls dom
Auslrescrungöverlangender Eiltente Folge gegeben werde, die

bürgerlichen Parteien, also die Demokraten und das

. . . . Die Einrich-
chst für drei Monate. Inzwischen find Berhaud-

llliiertcn über das deutsche Ein- und Ausfuhr-
. Falls eine Einigung hierüber binnen drei
czielt worden ist, wird die Frage von neuen:
esetz über die Zahlung der Zölle in Gold, das
ußer Anwenduftg war, wird mit dem 1. Jan
Kraft gesetzt.
30. Dez. Das Aufgeld für die Zahlung der

'eträgt vom 1. vis 10. Januar 900 Pro ; .

beiden _ T,
Zenin,m. aus der
wahr bezeichne
nicht
den „Reuen

Die BrSckevköpse am Rhew
Versailles, 2.

at cintz Rote, __ _ ,
konischen SG ?eitk rüste  den Brückenkopf am Rhein
, besetzt hielten, daß aber die Vereinigten Staaten de«
svcr'rag von Versailles noch nicht ratifiziert haben, also
ien offiziellen Vertreter in der Rheinischen Interalliierten
Kommission haben könnren. Die Note spricht die Ansicht
, den Beschlüssen dieser Kommission und der Verwaltung
beietzten Gebieten keinen Abbruch zu tun, werde es not
sein, daß der von den Amerikanern besetzte Bezirk in die
chcii, englischen und belgischen Bezirke einbezogen werde.

Die aKzuliefenrden Schwimm-oiKs
Hamburg, 2. Jan . Die englische Kommission,

,ur Abliefenmg bestimmte Haseimrareral besichtigt, hat sich
rminag inie dem Kraftwagen nach Kiel begeben, um über
gen Schwimmdocks nfw. Feststellungen zu machen.

Das Atteil Huysmaas über Deutschland
Eine gesund« Aeußcrnng.

Brüssel, 31. De;. Camille Huysmans jetzt im „Peuple"
elreihe über die internationale Lage fort und sagt, der
venrag von Versailles wurde unter der Voraussetzung
daß der wirtschaftliche Ruin Deutschländs die Rettung
kreick, Belgien und England bedeute; jetzt sehe inan aber,
-rRuin Deutschlands den Ruin Frank-
Bel  g i en s u n d E n g l a n d s nach  s i ch z i e h e n
Heute seien die bedeutendsten Finanz- und Wirtschaft?

der Entente gezwungen, daß die alliierten Nationen
,!o Betriebsmittel und Rohstoffe liefern müßten und daß
Jnwtstrie, den Handel und die Finanzen 'Deutschlands
rfrichten müsse, wenn man sich selbst vor dem Zusam-
retten wolle. Zwischen der Lage Deutschlands und der

ziens, Frankreichs und Italiens sei nur ein Gradunter-
> , , nn sich nämlich die Krise verschärfe, werde man sich in
j weniger als sechs Monaten in einer ähnlichen wirtschaftlichen Lage
befinden. _ Allgemein erkenne man jetzt an, das; die deutsche
^vareneinsubr das einzige Mittel sei, den Wechselkurs wieder zu
verbcsftrn, die Lebensiencnmg wieder herabznvrückenund da«

>wirtzchattliche Leben wieder aufzurichte».

We ievtsche Me Aer Ellpe»nl
Mmedtz

, 30. Dez. Auf die durch WLB. am 4. ds. milgc-
wllte Rote de» Herrn Elemenceau bctr. Eupen und Malmedy ist
jetzt von der deutschen Fricdcnsdelcgationfotgende Antwort-
" ®‘ « Paris überreicht worden: Ich habe die Ehre, Ihnen den
Empfang Ihrer Rote vom 10. November zu bestätigen. Mit Be
Etrrn stellt die deutsche Regierung fest, daß die eingehenden
.ui «fuhr»«ge,, in ihrer Rote vom 3. 10. bei den alliierten und
agozirerteii Regierungen nicht die erwartete Beachtung gefunden
habe,,. Die deutsche Regierung hat die grundlegenden Unter
schiede zwischen dem Absnmmungsverfahren für Eupen und Mal-
medy und ,ur andere Gebiete nie verkannt. Wenn sie sich in ihrer

3r ^ rCr n,lt  ? rt' 84  des Fricdensvertrages eingehend
de,aßi hat, so hat sie cs getan, weil die außerordentlichkurzen Be
stimmungen des Artikels unzweifelhaft Lücken und Unklar-
herten  enthallen , deren Beseitigung unerläßlich ist. Die Note
der alliierten und assoziierien Regierungen vom 10. November
kä'E besonders, daß das Abstimmungsverfahren für Eupen und

^cx  TUr ^berschlegen oder Schleswig borge
^ ^ f b .ksbeira ctu ng verglichen werden dürfe. Demgegenüber

nuiß dre deutsche Regierung wiederholt darauf Hinweisen, daß die
alliierten mid assoziierten Regierungen in ihwr Note vom Iti.
' ,luu ^ Abstimmung in Eupen und Malmedy mit der Abftinl
mur̂ in Schleswig auf d i e sel be St u fe gestellt und mit den
gleichen Wonen behandelt baden, und daß bei allen Volksabstim

ei" crlci  unter welchen äußeren Fornien sie stattfinden,
gewisse gemeinsame Grundsätze  obwalten müssen. Die
Antwortnote vom 10. November erklärt ferner, Belgien werde
uuter seiner eigenen Verantwortung die Abstimmung durchführen
und t«r eine freie Stimmabgabe Vorsorge treffen. Kann man
an sich schon von einer Behörde eines Staates , der an dem Er
gebnls der^Abstimmung interessiert ist, schwerlich eine unpar

tu”n erwarten, so liefert das in der deutschen Note
vom 3. Oktober eingehend geschilderte Vorgehen der belgischen Be
Horden in den Krem» Eupen und Malmcdu nach Ansicht der deut '

.ftcfltennifl einen Beweis dafür, daß bei einer unter bel
msch-er ftatifmbcnben Volksbefragung von einer freien
*)}  • w mü ? nn ^ F .n ’1^ ^ y *c ^ c^ c soin ka  n n. Die veulschc
Regierung kaim nicht umhin, ihrem Befremden darüber Ausdruck
;u verleihen, daß auch jetzt noch fortwährend Klagen  der ver¬
ängstigten Bewohner einlaufcn, die in der Antwort der alliierten
und assoziierten Regierungen mit keinem Worte berührt werden
Rach Ansicht der deutschen Regien,ng kann von einer wirklich
>" .wn .lbstimiimng,o lange nicht gesprochen werden, als den bü
C' lche« Behörden freie Hand gelassen wird.

In ihrer Rote vom 3. Okiober hatte die deutsche Regierung
vorge,chlagen, eine vom Völkerbund ernannte Kommission zur
Ueber-oachung der Abstimmung cinzusctzcn. Dieser Vorschlag, der
^drigens dem Art. 34 des Friedcnsvertrages keineswegs wider¬
spricht. war von der deutschen Regierung nicht willkürlich gemacht
worden, sondern war veranlaßt durch die Zusicherung in der Ant

“w aJ-°ä™fr ten  Regierungen vom 16. JunilTeil 2, Abschnitt 11, daß die Abstimmung„unter der Leitung de»
Völkerbundes-' stattfinden werde. In der Antwon vom 10. Nov
totro crflart, dieier^ ufichenliig werde Genüge geleistet, wenn Bel
gien das Ergebnis der Abstimmung dem Völkerbund unterbreitet
JV* ne Enischeidimg abtvariet. Der deutschen Regierung ei
scheint die Auslegung alS eine Einschränkung der früheren Z11-
Ncherung. L-ie vermag ferner nicht zu ersehen, wie der Völker
^n °' der in den Kreisen Eupen und Malmedy über keinerlei

alllchemenôauck nicht verfügen soll, in der
Lage iein könnte, nachträglich  jestzustellen, ob und in welcher
Weise eine unzulässige Beeinflussung der Bevölkerung stattge-
sunden hat. Im Interesse der Bevölkerung der Kreise Eupen und
Malmedy. die von ihrer heimatlichen Regierung Schutz und Hilfe
^wartet und ihrer übergroßen Mehrheitd em A n schl u ß a nP . a bg en e i gt 1st, kann sich die deutsche Reaieruna
w*  Rovemd^ "n i und assoziierten Regierungen vom10. Novemocr nrcht befriedigt  erklären. Sic hält es viel
mehr für ihre Pflicht, auf ihren in der Rote vom g. Oktober ge-

Ed zu bitten, daß die alliierten
und alsozuerten Reqierunflen diesen Antrag erneut eingehend

. ... . . . . J !cfiir? i lfl  “ u«'-ret£n werden , wird als un- 1vrüfen. daß sie die lückenhaften und'mcklären Bestimmunä?n^d«s
b/znch"^ . Eine solche Acußerung habe Minister Gothein Art . 34 des Friedensvertrags im Geise ihrer w derboEen k- i/,

«r rniUmmmmSa 1 . N . " .Ä "LL I üffir » 5 « stn ° » s SÄ»
Freim Presse

. ungsftaqe, abe. . . .. . .
weg» in der eben gekennzeichneten Weile wird und daß die Beschwerden gegen das Verhalten der

belgischen Behörden alsbald abgesteüt werden.
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